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zum Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/5374 — 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 10/5374 — wird abgelehnt. 


Bonn, den 4. Juni 1986 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Hornung 

Vorsitzender Berichterstatter 



Drucksache 10/5778 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Hornung 


Der am 23. April 1986 gestellte Antrag der Fraktion 
der SPD wurde bei der Beratung des Agrarberichts 
1986 der Bundesregierung in der 213. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. April 1986 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten überwiesen. In der 216. Sitzung des Deutschen 
Bimdestages am 15. Mai 1986 erfolgte nachträglich 
die Überweisung an den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
3. Juni 1986 beschlossen, Ablehnung zu empfehlen. 
Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gefeißt; die Fraktion DIE GRÜNEN 
hat sich der Stimme enthalten. Der federführende 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten hat in seiner Sitzung am 4. Juni 1986 mehrheit- 
lich bei einer Stimmenthaltung gleichfalls Ableh- 
nung beschlossen. 

Bei dem Antrag geht es um folgendes: 

Die Antragsteller verfolgen einen Beschluß des 
Deutschen Bundestages, die Einführung eines Was- 
serpfennigs zur Finanzierung von Ausgleichszah- 
lungen für die Landwirtschaft abzulehnen. Notwen- 
dige Ausgleichszahlungen sollten bundeseinheitlich 
aus den öffentlichen Haushalten finanziert werden. 

Zur Begründxmg führen die Antragsteller an, bei der 
Gewährung von Ausgleichszahlungen für landwirt- 
schaftliche Produktionsbeschränkungen in Wasser- 


schutzgebieten, die keine enteignungsgleiche Ein- 
griffe darstellten, sei ein Ausgleich zwischen ver- 
schiedenen Zielsetzungen zu finden. Auf der einen 
Seite stehe das Verursacherprinzip, die Sozialpflich- 
tigkeit des Eigentums, der Vorrang des Grundwas- 
serschutzes vor wirtschaftlicher Nutzung und die 
Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes. Ande- 
rerseits sollten landwirtschaftliche Existenzen mög- 
lichst erhalten bleiben. 

Wegen der Einzelheiten wird auf den Antrag und 
seine Begründung verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stand die Überle- 
gung im Vordergrund, deiß die Novellierung des 
Wasserhaushaltsgesetzes — Drucksachen 10/1052, 
10/3973 im federführenden Innenausschuß vor dem 
Abschluß stehe. Dort werde die Leistung von Aus- 
gleichszahlungen für die Landwirtschaft bei nicht- 
enteignungsgleichen Nutzungseinschränkungen den 
Ländern aufgebürdet. Die Ausgestaltung der Finan- 
zierung dieser Ausgleichszahlungen sei danach 
gleichfalls Sache der Länder. Demgegenüber konn- 
ten die Antragsteller mit ihrer Auffassung, es werde 
hier ein gefährlicher Präzedenzfall geschaffen, der 
in anderen Bereichen zu einer Prozeßlawine führen 
könne, nicht durchdringen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bittet den Deutschen Bundestag daher, den 
Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 19. Juni 1986 


Hornung 

Berichterstatter 
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